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Nahverkehrspolitische Konflikte und kommunale 
Interventionen in Berlin und Paris: 1890-1914 

In Metropolen und Hauptstädten konzentrieren sich auf besondere 
Weise die Probleme urbaner Entwicklung. Da die hauptstädtische 
Urbanität nationale Bedeutung hat und oftmals über den nationalen 
Rahmen hinausreicht, ist es naheliegend, daß sich die international 
vergleichende Stadtgeschichtsforschung, die in Deutschland im Un­
terschied zu Großbritannien und den USA allerdings erst Ende der 
siebziger Jahre einsetzte, bislang auf diesen Stadttypus als speziellen, 
aber bedeutenden Bereich der modernen Stadtentwicklung konzen­
trierte.1 Auf urbaner Ebene existierten eine Vielzahl von Gemeinsam­
keiten, wie z.B. der nahezu zeitgleich verlaufende, sprunghaft wach­
sende Problemdruck, die räumliche Expansion und der nationale und 
internationale Symbolwert der Debatten über gesellschaftliche Mo­
dernität, die eine sachliche und methodische Grundlage für interna­
tional vergleichende Studien abgeben. Im deutschen Falle bedeutete 
dies eine doppelte forschungsstrategische Neuorientierung, da die 
ehemalige Hauptstadt Berlin zumindest von der bundesrepublikani­
schen Stadtgeschichtsforschung bis zur Wiedervereinigung im Unter­
schied zu anderen westeuropäischen Hauptstädten nur wenig unter­
sucht wurde.2 International vergleichende Metropolenstudien wurden 
vorrangig von Geographen und Stadtplanungshistorikern durchge­
führt.3 

In zeitgenössischer Sicht hatte sich bereits seit dem ausgehenden 
19. Jh. ein die europäischen Hauptstädte London, Paris, Wien und 
Berlin umfassendes „Referenzquartett" herausgebildet. Berlin war in 
diesem Kreis zwar der „Nachzügler", es konnte jedoch in der ersten 
Dekade des 20. Jhs. unangefochten von sich behaupten, berufen zu 
sein, „mit den privilegierten Weltstädten Paris und London in Wettbe­
werb zu treten".4 Wie im Falle von Paris bezog sich Berlins Symbol­
rolle als Ort des Fortschritts auf eine Vielzahl technischer Infrastruktur­
bereiche, insbesondere aber auf den öffentlichen Nahverkehr. Auf die­
sem Gebiet bildete Paris bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges für 
Berlin das vorrangige Referenzmodell, was wiederum sektorale Ori­
entierungen von Pariser Nahverkehrsexperten an Berlin nicht aus-
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schloß. Darüber hinaus erfuhren die Stadtvertretungen die staatliche 
Einschränkung ihres kommunalen Selbstverwaltungsstrebens sowie 
die Konflikte mit privatwirtschaftlichen Nahverkehrsunternehmen als 
eine mittelbare Gemeinsamkeit. Im folgenden soll deshalb anhand des 
öffentlichen Nahverkehrs der Frage nachgegangen werden, welche 
Interventionsformen die Stadtvertretungen im Spannungsfeld von staat­
licher Vorherrschaft und privatwirtschaftlichen Nahverkehrsunter­
nehmen entwickelten. Der Untersuchungszeitraum 1890-1914 wird als 
relativ geschlossene urbane Innovationsphase verstanden, in der qua­
litative und quantitative Veränderungen im städtischen Nahverkehr und 
in den Zielsetzungen der Kommunalvertretungen erfolgten. 

1. Paris und Berlin unter staatlicher Aufsicht 

In beiden Hauptstädten engte die Munizipalverfassung den Handlungs­
spielraum von Kommunalvertretung und -Verwaltung stark ein. 

Im Fall von Paris bestimmten drei nationalgeschichtliche Faktoren 
den Sonderstatus der Hauptstadt: Zum einen beschränkten der poli­
tisch-administrative Zentralismus und das seit 1791 geltende Ver­
fassungsprinzip der nationalen Einheit die städtische Autonomie, zum 
anderen diente Paris dem jeweiligen Regierungssystem in besonde­
rem Maße als „Repräsentationsobjekt" von Modernität und nationa­
lem Großmachtanspruch.5 

Die bis ins 20. Jh. währende Staatsaufsicht wurde unter Napoleon 
I. mit dem Gesetz von Februar 1800 begründet. Er führte eine hierar­
chisch und zentralistisch strukturierte Staatsverwaltung ein, deren 
wichtigstes Element die Präfekten - d.h. der Seine- und der Polizei-
präfekt - waren. Diese wurden von der Regierung ernannt und waren 
den staatlichen Instanzen gegenüber rechenschaftspflichtig.6 Unter dem 
Eindruck der von März bis Mai währenden „Pariser Kommune" wur­
de im April 1871 ein Kommunalgesetz für die Stadt verabschiedet, 
das mit einigen Veränderungen bis 1975 die Grundlage der hauptstäd­
tischen Verwaltungsorganisation blieb. Der Seinepräfekt fungierte zwar 
weiterhin als oberster Verwaltungschef der Stadt und des Seine­
departements, dem Paris auf territorialer Verwaltungsebene unterstellt 
war, als demokratische Konzession war demgegenüber die Einfüh­
rung des allgemeinen Männerwahlrechts für den Stadtrat zu werten.7 

Die Seinepräfektur wirkte nicht ausschließlich als staatliche Kontroll­
behörde, sondern im öffentlichen Nahverkehrswesen auch als Koor­
dinator zwischen Kommunalvertretung und -Verwaltung und privaten 
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Nahverkehrsunternehmen sowie als kommunale Entscheidungsinstanz. 
Ihre konstruktive infrastrukturelle Tätigkeit kam in der Erstellung von 
Fachgutachten und der Konzipierung von Planungsvorhaben zum 
Ausdruck.8 

Die Beschlüsse des Stadtrates unterstanden in der Regel staatli­
cher Zustimmung. Gleiches galt für das Vertretungsorgan des Seine­
departements, dem Seine-Generalrat, der auf politischer, wirtschaftli­
cher und kultureller Ebene von der 1891 2,5 Mio. und 1901 2,6 Mio. 
Einwohner zählenden Kernstadt majorisiert wurde. Seit Beginn der 
Dritten Republik prägten Spannungen zwischen der Staatsaufsicht und 
einem politisch zunehmend selbstbewußteren Stadtrat, in dem bis 1900 
eine republikanische Mehrheit mit starkem linksrepublikanischen Flü­
gel dominierte, die Stadtentwicklung. Angesichts des Scheiterns zahl­
reicher kommunalrechtlicher Reformvorstöße durch den Stadtrat und 
eines wachsenden Urbanen Problemdrucks schwenkten die Republi­
kaner seit den neunziger Jahren des 19. Jhs. auf den prioritären Aus­
bau der Leistungsverwaltung im technischen Infrastrukturbereich ein. 
Diesen Kurs führten auch die von 1900 bis 1904 amtierenden „Natio­
nalisten" und die folgenden konservativ-gemäßigt republikanischen 
Bündnisse im Stadtrat fort.9 

Für Berlin stellten sich die nationalgeschichtlichen Rahmenbedin­
gungen und die Beziehungen der Stadt zum Umland anders dar. Die 
im November 1808 vom preußischen Minister Freiherr vom Stein ein­
geleitete Städtereform begründete die Selbstverwaltung lokaler An­
gelegenheiten durch die Bürger. Die Einwirkung des Staates sollte sich 
auf bloße Aufsichtsfunktionen zur Wahrung gesetzlicher Grenzen be­
schränken.1 0 Die im Gefolge der Revolution 1848 im Mai 1853 verab­
schiedete revidierte Städteordnung, die bis zum Inkrafttreten des Groß-
Berlin-Gesetzes 1920 Geltung behalten sollte, beinhaltete eine Ein­
schränkung der städtischen Autonomie. Das 1850 eingeführte und bis 
1918 für die Stadtverordnetenversammlung gültige Dreiklassen Wahl­
recht führte dazu, daß in Berlin überproportional die besitzbürgerlichen 
und steuerzahlenden Schichten vertreten waren.11 

Mit der Reichsgründung 1871 wurde Berlin zwar Reichshauptstadt, 
aufgrund der föderativen Staatsorganisation war es jedoch nicht die 
einzige Landeshauptstadt. Gegen Ende des 19. Jhs. unterstand die Stadt 
sowohl der staatlichen Aufsicht durch den Obelpräsidenten der Pro­
vinz Berlin und Brandenburg als auch des Polizeipräsidenten, der im 
Unterschied zum Seinepräfekten nur kontrollierte. Der preußische Staat 
ging gegenüber Berlin folglich nicht über seine Rolle als Kontrollin-
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stanz und Hemmschuh kommunaler Selbstverwaltung hinaus. Wäh­
rend der Pariser Stadtrat größere Erfolge bei der Erweiterung politi­
scher Kompetenzen erzielte, definierte die mehrheitlich von liberalen 
Honoratioren getragene Berliner Stadtvertretung ihr Mandat eher ad­
ministrativ und akzeptierte weitgehend die Einschränkung ihrer städ­
tischen Autonomie. Erschwerend kam hinzu, daß Berlin, das 1890 1,6 
Mio. und 1910 2 Mio. Einwohner zählte, erst von April 1912 an die 
akuten infrastrukturellen Defizite seines Ballungsraums durch den 
„Zweckverband Groß-Berlin" auf regionaler Ebene in Angriff neh­
men konnte.12 

2. Kommunale Intervention in Paris 

Die von 1828 bis 1854 währende Phase der freien Konkurrenz im 
Pferdeomnibussektor wurde im Zweiten Empire von einer Unter­
nehmenskonzentration im Nahverkehrswesen abgelöst. Im Februar 
1855 erhielt die neu gebildete «Compagnie Générale des Omnibus" 
(CGO) per kaiserlichem Dekret die Exklusivrechte für den städtischen 
Nahverkehr zugesprochen. Der Seinepräfekt Georges-Eugène Hauss­
mann erneuerte 1860 diesen Vertrag, der bis Mai 1910 seine Gültig­
keit behalten sollte. Zum Ausgleich für das darin gewährte exklusive 
Verkehrs- und Halterecht verlangte die Stadt von der CGO hohe Ab­
gaben und sicherte sich in detaillierten Auflagen zur Betriebserlaub­
nis eine Vielzahl von Kontroll- und Interventionsrechten hinsichtlich 
der Fahrplan- und Fahrpreisgestaltung, der Streckenführung und der 
Betriebsleistung zu. 1 3 Der öffentliche Dienstleistungsgedanke wurde 
in diesen Auflagen zur Betriebserlaubnis erstmals im einzelnen for­
muliert. 

In der Dritten Republik machten Industrialisierung und demogra­
phische Entwicklungen eine Vielzahl von Veränderungen im öffentli­
chen Nahverkehr notwendig. In der Zeit von 1872 bis 1900 wanderten 
vor allem Textil- und Metallurgieunternehmen im Rahmen des inner­
städtischen Desindustrialisierungsprozesses in die Peripherie ab. In 
der Zeit von 1900 bis 1914 avancierten die im Seinedepartement gele­
genen Pariser Vororte zum führenden Industriegebiet Frankreichs, wo 
sich moderne Schlüsselindustrien wie die Elektro-, Foto-, und Auto­
mobilindustrie niederließen. Parallel dazu wurde das alte, auf dem rech­
ten Ufer der Seine gelegene Zentrum durch eine moderne City mit 
hohem Dienstleistungsanteil abgelöst. 1 4 Die innerstädtische Des-
industrialisierung und den stadtwirtschaftlichen Strukturwandel be-
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gleitete eine sukzessive demographische Randwanderung.15 

Für die Bevölkerung bedeuteten diese Prozesse eine wachsende 
räumliche Trennung ihrer Wohn- und Arbeitsorte. Dem Nahverkehrs­
monopol verlangte der Dienstleistungsauftrag eine Anpassung der 
Transportleistungen ab. Die CGO erweiterte jedoch weder ihr kern-
stadtbezogenes Streckensystem in die wegen niedriger Fahrgast­
fluktuation wenig gewinnträchtigen Randbezirke und Vororte, noch 
senkte sie die Fahrpreise für die gering verdienenden Arbeitnehmer. 
Das Monopolunternehmen, das 1888 192 Mio. Fahrgäste transportier­
te, verbuchte zwar wachsende Gewinne, investierte diese jedoch nicht 
im Nahverkehrssektor, sondern mit Blick auf das Konzessionsende 
im Immobilienbereich. Auf Intervention der kommunalen Vertretungs­
körperschaften ließ die Seinepräfektur in der Zeit von 1873 bis 1890 
schließlich neue Konzessionsträger im Straßenbahnwesen zu. Die Folge 
waren sowohl Konzessionsvielfalt als auch Konflikte zwischen dem 
innerstädtischen Monopolunternehmen und den die Peripherie erschlie­
ßenden neuen Straßenbahngesellschaften. Durch personelle Verbin­
dungen zu staatlichen Institutionen gestärkt, vermochte die CGO sich 
bis Ende der achtziger Jahre des 19. Jhs. erfolgreich gegen die städti­
schen Dienstleistungsforderungen des Stadtrates zu behaupten.16 

Der Kornmunalvertretung eröffneten erst die technischen Fortschrit­
te im Tiefbau, im Elektrizitätsbereich und im Maschinenbau neue 
nahverkehrspolitische Perspektiven. Das Kernstück wurde der Bau 
einer städtischen Schnellbahn, der Metro. Von 1900 bis 1914 stellte 
Paris mit zehn Linien von insgesamt 93 km Länge den Hauptteil sei­
nes heutigen Metronetzes fertig.17 Darüber hinaus ermöglichten die 
1898 auf breiter Ebene eingeleitete Elektrifizierung der Straßenbahn 
und die seit 1911 technisch auf breiter Ebene mögliche Motorisierung 
der Omnibusse quantitative und qualitative Verbesserungen urbaner 
Nahverkehrsleistungen. 

Die Mängel des 1860 mit der CGO geschlossenen Konzessions­
vertrages traten erst im Laufe der Zeit hervor. Sie betrafen die Be­
triebs-, Fahrplan-, Beförderungs- und Tarifpflicht. 

Zum Hauptkonfliktpunkt wurde die Betriebspflicht. Ausgehend 
vom Privileg der Exklusivitätsgarantie verlangten die öffentlich-recht­
lichen Körperschaften von der CGO eine interne Mischkalkulation 
bei der Bewirtschaftung ihres Streckennetzes. Sie verstanden darun­
ter sowohl einen verkehrsträgerübergreifenden als auch verkehrsträger­
internen wirtschaftlichen Ausgleich. Beispielsweise sollten nach Vor­
stellung des Stadtrates die durch hohes und häufig wechselndes 
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Fahrgastaufkommen rentablen Strecken im Zentrum die durch gerin­
gen Fahrgastwechsel und lange Streckenführung wenig einträglichen 
Linien in die Peripherie subventionieren. Die CGO hingegen interpre­
tierte das Prinzip der Mischkalkulation im Sinne einer Subventionie­
rung der schwach rentablen Strecken. Sie nutzte ihre politisch und 
wirtschaftlich starke Stellung, um eigenständig Streckenverläufe zu 
verändern, defizitäre Linien einzustellen und die Umsetzung von Be­
schlüssen des Stadtrates zu verschleppen, respektive diese zu ignorie­
ren. Diese Konstellation räumte dem Stadtrat lediglich Spielraum für 
Kompensationsgeschäfte ein. So konnten neue Strecken in die Rand­
bezirke nur gegen die Bewilligung von rentablen Linien im Zentrum 
oder gegen Fahrpreiserhöhungen bei der CGO durchgesetzt werden. 
Allerdings zogen hierfür das engräumige innerstädtische Straßennetz 
und die Einkommensstruktur der Massenklientel Grenzen. 

Den zweiten Konfliktpunkt bildete die Fahrplan- und Beförderungs­
pflicht. Probleme entstanden auf dieser Ebene hauptsächlich bei der 
Anpassung der Transportleistung an die Spitzenzeiten des Nahverkehrs 
in den Morgen- und Abendstunden sowie zur Mittagszeit. Zu diesen 
Hauptverkehrszeiten setzte die CGO meist zu wenig Wagen ein, was 
für die Fahrgäste Überfüllungen, Zurückweisungen und lange Warte­
zeiten nach sich zog. Neben Managementversagen und einer unzu­
länglichen Wartung der Fahrzeuge erschwerte allerdings die Pferde­
kraft die strikte Einhaltung des Fahrplans. Erst die Elektrifizierung 
und die technischen Verbesserungen der Fahrzeuge vermochten die 
Forderung der Hauptstadtbewohner nach einer stetigen und bedarfs­
gerechten Verkehrsleistung zu erfüllen. 

An dritter Stelle rangierte schließlich die Tarifpflicht. Die in der 
Markteinführungsphase der CGO bewilligten hohen Tarife sollten sich 
langfristig für die Interessen des Publikums und der Stadtvertretung 
als abträglich erweisen. Als sich in den siebziger Jahren des 19. Jhs. 
die Klagen der Öffentlichkeit über die hohen und nur für Begüterte 
erschwinglichen Fahrpreise häuften, wurden kommunale Vertreter in 
die von der Seinepräfektur und der CGO getragene Nahverkehrs­
kommission aufgenommen. Waren dem Stadtrat auf der Ebene der 
Betriebs- und Fahrplanpflicht nur geringe Erfolge beschieden, so ver­
mochte er mit Hinweis auf kontinuierlich steigende Fahrgastzahlen 
eine Senkung der Tarife durchzusetzen. Zwischen 1890 und 1895 stieg 
die Transportleistung der CGO bei Pferdeomnibussen von 114 Mio. 
auf 125 Mio., bei Pferdestraßenbahnen von 73 Mio. auf 92 Mio. Fahr­
gäste. Trotz hoher Abgaben an die Stadt verbuchte die CGO in beiden 
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Jahren jeweils einen Reingewinn von vier Mio. Francs.18 

Der vom Stadtrat durchgesetzte, nach Wagenklassen gestaffelte 
Flächenzonentarif stieß im Publikum auf positive Resonanz. Er wur­
de lediglich von den Vorort-Zentmm-Straßenbahnen unterboten, de­
ren Fahrpreise aufgrund unterschiedlicher örtlicher Bedingungen und 
aus Konkurrenzgründen differierten. Eine erste Bewegung brachte die 
Elektrifizierung Ende der neunziger Jahre in das Fahrpreisgefüge. Die 
mit den technischen Verbesserungen einhergehenden qualitativen und 
quantitativen Leistungssteigerungen münzte der Stadtrat in die Forde­
rung nach einer Senkung der Fahrpreise um. Dem standen jedoch zwei 
Hindernisse entgegen. Zum einen verlief die Elektrifizierung der Stra­
ßenbahnen angesichts des 1910 anstehenden Konzessionsendes nur 
zögerlich, zum anderen verhinderten die hohen Auflagen der Stadt in 
der Frage des Energieträgers Kostensenkungen. Aus touristischen, 
geschäftlichen und ästhetischen Gründen lehnte die Pariser Kommunal­
vertretung die Zulassung der kostengünstigen elektrischen Oberlei­
tungen im Stadtinnern ab. Bis zum Ersten Weltkrieg gab er nur ge­
ringfügig in dieser Frage nach. 

Die zahlreichen Konflikte, die Leistungsdefizite und die mangeln­
de Kompromißbereitschaft der CGO veranlaßten den Stadtrat in den 
achtziger Jahren, mehrere Vorstöße zur Lösung des Konzessionsver­
trages zu unternehmen. Unter den regierenden gemäßigten Republi­
kanern scheiterte er am Widerstand des Ministers für öffentliche Ar­
beiten und an der Seinepräfektur. In den neunziger Jahren schwenkte 
er schließlich mit Unterstützung einer zunehmend linksbürgerliche 
Kräfte integrierenden nationalen Regierung auf die Schwächung des 
faktischen Monopols durch Vergabe von Straßenbahnkonzessionen an 
Konkurrenzunternehmen im Vorort-Zentrum-Sektor ein. Dieses libe-
ralistische marktwirtschaftliche Konzept brachte dem Publikum je­
doch nur kurzfristig Vorteile, wie z.B. niedrige Fahrpreise. Schwerer 
wog, daß die zumeist mit schmaler Kapitaldecke operierenden Klein­
anbieter den Straßenbahnsektor durch Konkurse destabilisierten. Hin­
zu kam, daß die öffentlich-rechtlichen Körperschaften noch nicht die 
Notwendigkeit erkannt hatten, ein kohärentes Streckennetz zu konzi­
pieren. 

Die größte Veränderung bewirkte schließlich die 1900 in Betrieb 
genommene Metro auf dem Nahverkehrsmarkt. Mit ihrem Bau inter­
venierte der Stadtrat erstmals direkt leistend im Bereich urbaner 
Daseinsvorsorge. Die Stadt führte den Bau der Schnellbahn durch und 
verpachtete die Betriebsführung an die «Compagnie Générale de 
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Traction", die sich 1898 als Metrogesellschaft konstituierte. Der Kon­
zessionsvertrag war infolge der hohen städtischen Eigenbeteiligung 
für den Stadtrat administrativ und finanziell sehr günstig. Beispiels­
weise war die Vertragsdauer von 35 Jahren gemessen an den 
Straßenbahnkonzessionen relativ kurz bemessen.19 Bereits 1907 trans­
portierte die Metro 198 Mio. Fahrgäste, während die CGO ein Fahrgast­
aufkommen von 258 Mio. aufwies. Darüber hinaus übertrafen die 
Gewinne der Metro alle optimistischen Schätzungen.20 Sie blieb eine 
dem französischen Konzessionssystem eigene betriebliche Konstruk­
tion. 

Die Krise im Bereich der traditionellen Nahverkehrsträger und das 
nahende Konzessionsende bewirkten eine Neuorientierung seitens der 
CGO und der öffentlich-rechtlichen Körperschaften. Im Stadtrat leite­
ten die Sozialisten im Jahre 1902 eine Debatte zur Kommunalisierung 
des Nahverkehrswesens ein. Ähnlich der 1903 beschlossenen Kom­
munalisierung der Gasversorgung scheiterten diese Vorstöße 1907 am 
ablehnenden Votum des Staatsrats. Erst unter dem Urbanen Bewäl­
tigungsdruck des Ersten Weltkrieges zeichnete sich auf staatlicher und 
städtischer Ebene ein Aufweichen der ablehnenden Haltung in der 
Regiefrage ab. 

Unabhängig von der Kommunalisierungsdebatte nahm 1903 eine 
Kommission aus Vertretern der Nahverkehrsunternehmen, der Seine-
präfektur, des Ministeriums für öffentliche Arbeiten und des Stadtra­
tes die Arbeit zur Reorganisation des Nahverkehrswesens im Groß­
raum Paris auf. Vor allem die CGO dokumentierte damit einen Gesin­
nungswandel in Richtung Kooperation. Ausgehend von der strecken­
mäßig inflexiblen, hochleistungsfähigen und gewinnbringenden Me­
tro wurden das Bus- und Straßenbahnnetz reorganisiert und ein 
Sektionstarif eingeführt. Angesichts fehlender Konkurrenzunterneh­
men erhielt die CGO einen neuen Konzessionsvertrag. 

Verkehrswirtschaftlich war die Reorganisation ein Kompromiß. Der 
Stadtrat intervenierte zwar weiterhin indirekt lenkend, jedoch nach 
Dienstleistungskriterien, die im Laufe einer mehrere Dekaden umfas­
senden Erfahrungs- und Konfliktphase gereift waren. Das innerstädti­
sche Nahverkehrsmonopol wurde beibehalten und der freie Wettbe­
werb auf die nach Regionen untergliederte Peripherie beschränkt. 

Sofern ein Streckennetz existierte, erhielt die Tarifgestaltung für 
das Publikum und damit für die Wählerschaft eine prioritäre Bedeu­
tung. Die gemeinwirtschaftliche Gestaltung der Fahrpreise wurde für 
den Stadtrat folglich eine Frage der politischen Legitimität, aufgrund 
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des allgemeinen Männerwahlrechts in Paris stärker als in Berlin. Das 
Publikum forderte eine sozial verträgliche Tarifgestaltung. Allerdings 
existierte in Frankreich keine mit Deutschland vergleichbare bürgerli­
che Strömung, die sozialstaatliche Interventionen befürwortete. In Paris 
engagierte sich lediglich das 1894 auf private Initiative hin gegründe­
te „Musée social" für eine Verbesserung urbaner Lebensbedingungen 
mittels kommunaler Leistungs verwaltung.21 Auf parteipolitischer Ebe­
ne traten die politisch heterogenen und organisatorisch zersplitterten 
Linksrepublikaner für sozialstaatliche Interventionen ein. Auch war 
eine munizipalsozialistische Politik im Unterschied zu Deutschland 
aufgrund staatlicher Widerstände und zunehmend rechtsrepubli­
kanischer Mehrheiten auf kommunaler Ebene nicht realisierbar. 

Die Kriterien für eine gemeinwirtschaftliche Tarifgestaltung muß­
ten erst seitens der Stadtvertretung und der Privatunternehmen ent­
wickelt werden. Hierfür erhielt die Eisenbahn in vielen Punkten eine 
Vorbildrolle. Ein traditionelles Differenzierungsmodell war die Staf­
felung nach Wagenklassen, die jedoch eher den sozial divergierenden 
Komfortvorstellungen des Publikums als einer sozialpolitischen Ta­
rifpolitik entsprach. 

Sozialpolitische Motive kamen direkt im Falle von Sondertarifen 
zum Tragen. Nach dem Vorbild der Eisenbahn wurden auch für die 
Straßenbahn Sonn- und Feiertagstarife eingeführt. Größere Bedeutung 
hatten jedoch die den Pariser Vorortzügen der Eisenbahn entlehnten 
Arbeitertarife. Von 1879 an führte die CGO auf Drängen des Stadtra­
tes für wenige Straßenbahnlinien Arbeitertarife ein, die auf die Mor­
genstunden begrenzt blieben. Sie erweiterte diese Sondertarife bis 1890 
nur zögerlich, so daß viele Arbeiter gezwungen waren, in der Nähe 
ihres Arbeitsortes zu wohnen oder täglich lange Fußmärsche zu be­
wältigen. Lediglich die Vorort-Zentmm-Straßenbahnen zeigten hin­
sichtlich der Sondertarife größeres Entgegenkommen. Dabei gilt zu 
berücksichtigen, daß erst die Elektrifizierung den Straßenbahnunter­
nehmen eine Ausweitung der sozialen Tarifgestaltung ermöglichte. Der 
technische Fortschritt war folglich auch für die Realisierung einer so­
zialen Tarifpolitik nützlich, eine Erkenntnis, die zur Ausweitung der 
Sondertarife auf weitere Sozialgruppen, wie beispielsweise Rentner 
und Bezieher sozialer Unterstützungsleistungen, während der Reor­
ganisation beitrug. 

Die Metro bot im Unterschied zu den Straßenbahnen wenig Son­
derleistungen an. Der Stadtrat hatte sie als Massennahverkehrsmittel 
mit grundsätzlich niedrigen Tarifen konzipiert. Er konzedierte ledig-
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lieh einen auf die Morgenstunden begrenzten Verkauf von verbillig­
ten Hin- und Rückfahrkarten. Aufgrund niedriger Fahrpreise und wirt­
schaftlicher Probleme gewährten auch die Omnibusse kaum sozial 
bestimmte Sonderkonditionen. 

Einen Zusammenhang zwischen Nahverkehrsgestaltung und Woh­
nungspolitik sah der Stadtrat nur mittelbar. Hatten bis in die achtziger 
Jahre noch die Randbezirke die durch Sanierungen und Mietpreis­
steigerungen im Zentrum verdrängten Arbeiter aufgefangen, so sahen 
sich viele gering Verdienende seit den neunziger Jahren zur Abwan­
derung in die Vororte gezwungen.22 Vor allem die Vorortzüge der Ei­
senbahn, und in weit geringerem Maße schließlich die Vorort-Zen­
trum-Straßenbahnen, ermöglichten das damit einhergehende Berufs-
pendlertum. Jedoch diskutierte der Stadtrat, der aus fiskalischen Grün­
den nicht an der Abwanderung seiner Steuerbürger in die Vororte in­
teressiert war, den Zusammenhang von Nahverkehrsgestaltung und 
Wohnungspolitik erst im Zusammenhang mit dem Metrobau. Die Metro 
sollte das Arbeiterwohnungsproblem durch die Förderung einer in­
nerstädtischen Dezentralisation lösen, was gleichzeitig auch die Im­
mobilien in den Randbezirken aufwertete. Dieser indirekte Interven­
tionskurs löste das Arbeiterwohnungsproblem nicht, und erst von 1910 
an schwenkte der Stadtrat - wenn auch in geringem Umfang - auf 
direkte Interventionen im sozialen Wohnungsbau ein. 

Indirekte Interventionskompetenzen beanspruchten die öffentlich­
rechtlichen Körperschaften für die Planung des Streckennetzes, bei 
der die Interessen der privaten Nahverkehrsunternehmen, des Publi­
kums und städtischer Wirtschaftsgruppen in Einklang gebracht wer­
den mußten. Strukturelle Vorgaben machte hierfür das Straßensystem, 
dessen Modernisierung im Zweiten Empire unter dem Seinepräfekt 
Haussmann begonnen und in der Dritten Republik vollendet wurde. 
Auf Grundlage eines Zentrali sierungs- und funktionalen Dezentralisie­
rungskonzeptes hatte Haussmann das alte Radial- und Ringstraßen­
system erweitert und durch geradlinige, breite Diagonalstraßen er­
gänzt.2 3 In der Kernstadt blieben jedoch die engen und verwinkelten 
Straßen erhalten. 

Für die Straßenbahn eigneten sich lediglich Straßen mit einer 
Mindestbreite von 15 Meter, was für die Radial- und Ringstraßen so­
wie für die neuen Di agonal Straßen galt. Zwar vermochten diese gro­
ßen Verkehrsachsen ein hohes Verkehrsaufkommen zu bewältigen, 
jedoch wurde bereits in den achtziger Jahren deutlich, daß sie auch 
eine Quelle für neuen Verkehr darstellten. So vermochten die Straßen-
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bahnen dem Verkehr nicht auszuweichen und trugen mit zu Verkehrs­
staus bei. Bereits in den neunziger Jahren häuften sich die Petitionen, 
in denen die Einwohner den Stadtrat aufforderten, Maßnahmen zur 
Überwindung der Verkehrsstaus zu treffen. Bereits vor 1914 galten 
die Straßenbahnen in der Innenstadt als potentielles Verkehrshinder­
nis und wurden zunehmend als ein Verkehrsmittel für die Peripherie 
gesehen. 

Die Omnibusse vermochten eher große Teile der Altstadt zu bedie­
nen. Besonders die Autobusse waren räumlich flexibel. Sie vermoch­
ten im Unterschied zur Straßenbahn jedoch nur ein geringes Fahrgast­
aufkommen zu bewältigen. 

Bei der Streckenplanung der Schienenverkehrsträger knüpften die 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften zwar an Haussmanns Stadt­
entwicklungskonzept an, im Unterschied zum Zweiten Empire muß­
ten sie jedoch höhere Veränderungsraten auf demographischer, sozia­
ler, wirtschaftsräumlicher und verkehrstechnischer Ebene berücksich­
tigen. Kriterien, die diesem Wandel entsprachen, mußten erst entwik-
kelt werden. Konkrete Vorschläge für die Linienführung kamen von 
den Bürgervereinen, die in allen Pariser Bezirken existierten. Die 
meisten Anträge brachten die Randbezirke ein, die neben einer Zen­
trumsanbindung auch Querverbindungen im Peripheriebereich einfor­
derten, da die Ringeisenbahn zur Deckung des Verkehrsbedarfs nicht 
ausreichte. 

Der Metrobau gab dem Stadtrat die Chance, neue Kriterien für die 
Verkehrsplanung auf Grundlage bisheriger verkehrsinfrastruktureller 
Erfahrungen zu entwickeln. Das wichtigste innovative Kriterium war 
die Erschließung einer unterirdisch verlaufenden Verkehrsebene. Die 
Planung des Bauvorhabens übertrug der Stadtrat im November 1894 
einer kommunalen Metrokommission, die für die Streckenplanung 
soziökonomische Strukturanalysen von Bezirken durchführte, Sach­
verständige und Interessen Vertreter aus Kreisen der Industrie, des 
Gewerbes, der Hausbesitzer und der Arbeitnehmer hörte. Darüber hin­
aus entwickelte sie betriebswirtschaftliche Kriterien. Die Metro­
kommission konzipierte ein flächendeckendes und durch zahlreiche 
Stationen sowie Umsteigebahnhöfe engmaschig strukturiertes Strek-
kennetz. Sie übernahm dabei zwar Haussmanns klassisches Konzept 
der Zentralisation und Dezentralisation, aufgrund des unterirdisch 
verlaufenden Verkehrsträgers vermochte sie jedoch eine größere räum­
liche Kompaktheit zu realisieren. Aus steuerpolitischen Gründen und 
im Interesse der Rentabilität des hohe Baukosten verschlingenden 
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Tunnelsystems der Metro war der Stadtrat nicht bereit, das Strecken­
netz entgegen zahlreicher Eingaben des Seine-Generalrates in die Vor­
orte auszudehnen. Die langfristigen Auswirkungen des dichten Metro­
netzes für die Stadtentwicklung vermochte der Stadtrat um die Jahr­
hundertwende noch nicht zu übersehen. Erst in den zwanziger Jahren 
des 20. Jhs. wurde die Anbindung der Vororte durch ein Schnellbahn­
system als notwendig akzeptiert. 

3. Kommunale Intervention in Berlin 

Das Berliner Nahverkehrswesen durchlief ähnliche Entwicklungs­
perioden wie in Paris. Die von 1839 bis 1870 währende Phase der rein 
privatwirtschaftlichen Konkurrenz im Pferdeomnibussektor wurde 
1871 durch die Gründung der „Großen Berliner Pferde-Eisenbahn A G " 
beendet. Lediglich in den Randbezirken und Vororten erweiterten re­
gional konzentrierte Straßenbahnunternehmen den Verkehrsmarkt. Die 
hoheitliche Konzession erteilte die Ministerialbaukommission, da ein 
Großteil des Straßenlandes noch dem preußischen Fiskus unterstand. 
Für die Betriebserlaubnis war der Polizeipräsident zuständig. Auf Drän­
gen des preußischen Handelsministeriums wurden die Vorschläge des 
Berliner Magistrats in der Frage der Dienstleistungsauflagen berück­
sichtigt. Diese wurden in sogenannten Zustimmungsverträgen gere­
gelt. 

In den achtziger Jahren führte die Konkurrenz der 1871/1877 vom 
preußischen Staat errichteten Ringeisenbahn und der 1882 in Betrieb 
genommenen „Stadtbahn" sowie die Konkurrenz der regionalen Stra­
ßenbahnen zur Bildung eines privaten Straßenbahnmonopols, der „Gro­
ßen Berliner Straßenbahn" (GBS). Der 1884 mit den öffentlich-recht­
lichen Körperschaften geschlossene Zustimmungsvertrag erteilte der 
GBS die Konzession bis 1911. Im Unterschied zu Paris blieben die 
Omnibusse eigenständig, was den verkehrsträgerübergreifenden Kon­
kurrenzdruck verstärkte. Im Bussektor setzte sich bis Mitte der 
achtziger Jahre die „Allgemeine Berliner Omnibus-AG" (ABOAG) 
als faktisches Monopolunternehmen durch.24 

Gemeinsamkeiten zeichneten sich auch auf verkehrstechnischer 
Ebene ab. In Berlin erfolgte die Elektrifizierung der Straßenbahn in 
der kurzen Zeit von 1896 bis 1902. Die Motorisierung der Omnibusse 
setzte ebenfalls 1905 ein. Zur Lösung des Problems innerstädtischer 
Verkehrsstaus und zur schnellen Beförderung hoher Fahrgastzahlen 
über lange Strecken hinweg wurde 1896 ebenfalls der Bau einer städ-
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tischen Schnellbahn auf private Initiative hin von den Behörden be­
willigt. Viele Straßen der Altstadt waren für den Bau einer Hochbahn 
nicht geeignet. Als weiteres Problem kam hinzu, daß der hohe 
Grundwasserstand vielerorts den Bau einer Untergrundbahn verhin­
derte. 

Das 1892 in Preußen erlassene Kleinbahngesetz war für die 
Kommunalvertretungen ambivalent. Einerseits sicherte es dem preu­
ßischen Staat die klassischen Rechte der Eingriffsverwaltung gegen­
über den Schienennahverkehrsträgern zu und stärkte die Staatsauf­
sicht, was der Gemeinde die Durchsetzung eigener Vorstellungen er­
schwerte. Andererseits wurde den Gemeinden ein Übernahmerecht zu 
Vertragsende zugesprochen, was ihre Stellung gegenüber den 
Nahverkehrsunternehmen stärkte. Die staatlichen Aufsichtsbehörden, 
deren Ausführungsinstanz die Polizeibehörde war, erteilten die Kon­
zession, die beteiligten Gemeinden gaben als Wege- und Unterhalts­
pflichtige ihre Zustimmung.25 Im Jahre 1896 erteilte der Polizeipräsi­
dent der Firma Siemens & Halske die Bau- und Betriebsgenehmigung 
für eine Schnellbahnlinie. Im folgenden Jahr konstituierte sich die pri­
vate Gesellschaft für elektrische Hoch- und Untergrundbahnen 
(Hochbahngesellschaft). Die erste Linie nahm 1902 ihren Betrieb auf. 
Bis 1914 hatte Berlin vier Linien und zwei Stichstrecken mit 37,8 km 
Gesamtlänge errichtet.26 Im Unterschied zu Paris mußten jedoch die 
Interessen der Kernstadt und einzelner Vororte abgestimmt werden, 
was den Baubeginn verzögerte. 

Die funktionale Differenzierung Berlins in City, Industrieviertel 
und Wohngebiete setzte Mitte der siebziger Jahre ein. Insbesondere 
die Stadt- und Ringbahn motivierte zahlreiche Industrieunternehmen 
zur Randwanderung.27 Folglich entstand seit den neunziger Jahren in 
12-20 km Entfernung eine zweite suburbane Industriezone. Allerdings 
zog diese sukzessive Randwanderung nicht unmittelbar eine Dezen­
tralisation im Wohnungswesen nach sich. Vielmehr blieben große Tei­
le der Arbeiterschaft in Berlin wohnen. Berlin hatte im Unterschied zu 
Paris stärker unter dem Wettbewerb seiner eigenständigen Vororte und 
deren Kommunalvertretungen zu leiden. Einzelne Vororte wie Char­
lottenburg, Wilmersdorf und Schöneberg zählten zu den wohlhabend­
sten Städten Deutschlands.28 Diese drei Vororte erlebten in der Zeit 
von 1890-1900 einen Bevölkerungszuwachs von 136-493 Prozent, 
während Berlin nur 16 Prozent aufwies. Die östlichen Vororte waren 
hingegen typische Industrie- und Arbeiterstädte.29 

Die seit 1871 mit den privaten Straßenbahnunternehmen geschlos-
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senen Zu Stimmung s vertrage waren für die Stadtvertretung das Instru­
ment zur kontrollierenden und regulierenden Intervention. Sie unter­
schieden sich vom 1860 zwischen Haussmann und der CGO geschlos­
senen Vertrag in zwei wichtigen Aspekten. Zum einen waren die Auf­
lagen zur Betriebserlaubnis vage gehalten, zum anderen gewährte die 
Stadt den Straßenbahnunternehmen kürzere Konzessionsfristen. So 
wurden der GBS 1884 nur 27 Jahre zugestanden, die 1911 um weitere 
28 Jahre verlängert wurden. Um die Attraktivität des geringere Bevöl­
kerungszahlen und weniger Tourismus aufweisenden Berliner Nah­
verkehrsgebietes zu steigern, wurden den privaten Straßenbahn­
gesellschaften größere Handlungsspielräume eingeräumt, ein Entge­
genkommen, das jedoch durch das Druckmittel der vergleichsweise 
kurzen Konzessionsfrist kompensiert wurde. 

Infolge des Straßenbahnmonopols galt in Berlin ein einheitlicher 
Zustimmungsvertrag, während in den Vororten die Zustimmungs­
verträge aufgrund unterschiedlicher Marktbedingungen differierten. 
Hier kamen die Kommunalvertretungen den Straßenbahnunternehmen 
im Rahmen der 1896 eingeleiteten Elektrifizierung in weit stärkerem 
Maße als in Berlin entgegen. In den Vororten galten längere Konzes­
sionsfristen sowie größere unternehmerische Freiräume in der Tarif­
gestaltung. 

Zwischen Stadtvertretung und privatwirtschaftlichem Straßenbahn­
monopol bildete die Betriebspflicht ebenfalls den Hauptstreitpunkt. 
Vom Umfang ihres Schienennetzes her war die GBS theoretisch in der 
Lage, durch interne Mischkalkulation verkehrsschwache Außen­
strecken zu subventionieren. Dieses betriebswirtschaftliche Prinzip 
realisierte sie gleichfalls ungern. Im Unterschied zur CGO unterstand 
ihr allerdings nur ein Verkehrsträger, was den Vorteil barg, die Defizi­
te der gleichfalls wenig gewinnbringenden Omnibusse nicht ausglei­
chen zu müssen. Trotz alledem erklärte sich die GBS wie ihr Pariser 
Pendant außerstande, alle in den Zustimmungsverträgen festgelegten 
Streckenverläufe zu realisieren und Bauterminierungen einzuhalten. 
Das Monopolunternehmen reagierte ebenfalls mit Verschleppung oder 
Verweigerung. In der Mehrzahl der Fälle setzte sich die GBS durch, 
da die liberale Honoratiorenmehrheit in der Stadtverordnetenversamm­
lung weniger konfliktbereit als der Pariser Stadtrat war. 

Die wirtschaftliche Lage der GBS war bis zum Ausbruch des Er­
sten Weltkrieges gut. Die Elektrifizierung zog zwar einerseits einen 
sprunghaften Anstieg der Ausgaben nach sich, sie brachte im Gegen­
zug aber steigende Einnahmen. Die Mehreinnahmen waren jedoch trotz 
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des sprunghaften Fahrgastanstiegs von 158 Mio. 1897 auf 332 Mio 
1904 infolge des städtischerseits durchgesetzten niedrigen Einheitsta­
rifs von zehn Pfennig gering.30 Als in den neunziger Jahren eine Er­
weiterung des Streckennetzes in die Peripherie infolge der dichte­
ren Randbesiedlung notwendig wurde, erklärte sich die GBS schließ­
lich außerstande, unrentable Außenstrecken angesichts des 1911 be­
vorstehenden Konzessionsendes eigenständig zu finanzieren. Sie for­
derte öffentliche Zuschüsse für die Errichtung von Außenlinien, die 
ihr im 1897/1898 geschlossenen Zustimmungsvertrag von der Stadt­
vertretung als Ausgleich für die Elektrifizierung schließlich zugestan­
den wurden. 

Das Unternehmen verpflichtete sich darin, bis 1901 neue Außen­
strecken auf eigene Kosten zu bauen. Für die in der Folgezeit errichte­
ten Strecken übernahm die Stadt anfangs ein Drittel und schließlich 
die Hälfte der Baukosten. Für die von 1912 bis 1919 geplanten Strek-
ken war sogar ein kommunaler Betriebszuschuß vorgesehen. Einge­
löst wurden diese Subventionszusagen letztlich nicht, da die GBS die 
hierfür notwendigen Leistungen nicht erbrachte. Auch war die Stadt­
vertretung von 1900 an eher bereit, in ein kommunales Straßenbahn­
netz zu investieren. Ungeachtet der ausbleibenden Umsetzung dieser 
Beschlüsse ist es für die Genese der kommunalen Interventions­
bereitschaft im Nahverkehrswesen von Bedeutung, daß die Stadt­
vertretung damit erstmals ihre Bereitschaft bekundete, subsidiär im 
Straßenbahnsektor zu intervenieren. 

Den zweiten großen Konfliktpunkt bildete die Fahrpreisgestaltung. 
Obwohl die Berliner Stadtverordnetenversammlung aufgrund des Drei­
klassenwahlrechts unter einem geringeren Legitimationsdruck stand, 
war auch für sie die Fahrpreisgestaltung ein wichtiges Instrument im 
Streben nach politischer Popularität. In der Anfangsphase orientierten 
sich die öffentlich-rechtlichen Körperschaften und die Straßenbahn­
unternehmen an den Tarifen der staatlichen Stadt- und Ringbahn. Je­
doch konnten diese aufgrund der niedrigen Bau- und Betriebskosten 
sowie dem fehlenden Zwang zur Gewinnerwirtschaftung des staatli­
chen Verkehrsträgers nicht wirklich als Modell für die privaten 
Nahverkehrsunternehmen dienen. Auch in Berlin mußten beide Sei­
ten erst Kriterien für die Tarifgestaltung entwickeln. Auf Initiative der 
Sozialdemokratie vermochte die Stadtvertretung im Rahmen der Elek­
trifizierung von 1901 an in Berlin schließlich den Zehnpfennig-Ein­
heitstarif bei der GBS durchzusetzen. 

Den dritten Konfliktpunkt bildete die Fahrplan- und Beförderungs-
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pflicht. Wie in Paris kam die GBS den Anforderungen nach einer 
schnelleren Zugfolge und arbeiterfreundlicheren Abfahrtzeiten nur 
ungenügend nach. Besonders zu Verkehrsspitzenzeiten stieß die 
Transportleistung in den Arbeiterwohnbezirken auf Kritik. Im Unter­
schied zur CGO legte die GBS jedoch eine größere Bereitschaft zur 
statistischen Erfassung des Fahrgastaufkommens an den Tag. Ihre 
Beschäftigten erhielten sogenannte „Linienbogen", um die Fahrgast­
zahlen und die Tagesleistung ihres Fahrzeugs zu ermitteln.31 

Gegenüber den Omnibusunternehmen, die unter dem Konkurrenz-
druck der Schienennahverkehrsträger standen, konzentrierten sich die 
Konflikte auf die Tariffrage. Der Polizeipräsident war für die Linien­
bewilligung und die Tarifgestaltung zuständig, im letzteren Fall muß­
te er jedoch die Zustimmung der Stadtvertretung einholen. Die A B O A G 
erzielte als faktisches Monopolunternehmen lediglich auf den Strek-
ken im Stadtzentrum Gewinne. Ihre wirtschaftliche Lage blieb ange­
sichts hoher Betriebskosten und den unter Konkurrenzdruck zustande 
gekommenen niedrigen Fahrpreisen prekär. Erst infolge einer 1909 
eigenständig von der A B O A G durchgeführten Reorganisation geriet 
das Unternehmen wieder in die Gewinnzone. 

Die Konflikte zwischen der Hochbahngesellschaft und der Stadt­
vertretung waren gemessen am Straßenbahnsektor gering. Aufgrund 
der hohen Investitionskosten hatte die Stadtvertretung der Hochbahn­
gesellschaft eine Konzessionsfrist von 90 Jahren, d.h. bis 1987, zuge­
standen. Die ausschließlich privatwirtschaftliche Trägerschaft hatte zur 
Folge, daß die Fahrpreise hoch waren. Ihre Hauptklientel waren folg­
lich Wohlhabende und Gelegenheitsfahrer. Dennoch verbuchte das 
Unternehmen steigende Gewinne. 

In den neunziger Jahren versuchte die Berliner Stadtvertretung 
ebenfalls, das Straßenbahnmonopolunternehmen durch Zulassung neu­
er Anbieter zu schwächen. Wie der Pariser Stadtrat machte sie die Er­
fahrung, daß keine kapitalstarke und leistungsfähige Unternehmens­
alternative zur GBS existierte. Folglich mußte sich die Stadtvertretung 
mit ihr im Zustimmungsvertrag von 1897/1898 arrangieren. Hierin 
sicherte sich die Stadt das Recht der Übernahme zu, ohne allerdings 
festzulegen, wie weit sie dieses Recht zu Konzessionsende ausüben 
werde. 

Der im Oktober 1900 in der Stadtverordnetenversammlung gefäll­
te Beschluß zum Bau und Betrieb städtischer Straßenbahnen signali­
sierte eine neue Bereitschaft zur direkt leistenden Intervention. Kom­
munale Straßenbahnen existierten bereits in mehreren Vororten Ber-
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lins, wo sie in einigen Fällen an Privatgesellschaften verpachtet wur­
den. In der Stadtverordnetenversammlung vertraten besonders die 
Sozialdemokraten die Auffassung, daß kommunale Verkehrsunterneh­
men am ehesten den Interessen der Bevölkerung dienten. Da die 
vertragsrechtlichen Bindungen der Stadt eine Kommunalisierung der 
Straßenbahnen verunmöglich ten, war der Bau und Betrieb eigener 
Linien der einzig gangbare Weg. Die bürgerliche Mehrheit für eine 
direkt leistende Intervention im Nahverkehrswesen blieb allerdings 
schwankend. Im Jahre 1907 konstatierte der Kommunalexperte der 
Sozialdemokratie, Hugo Lindemann, daß sich die Kommunalisierung 
im Straßenbahnsektor bislang sehr unvollkommen durchgesetzt habe. 
Meist entschlössen sich die Gemeinden nur dann zum Bau von Stra­
ßenbahnen, wenn es ihnen nicht gelungen sei, private Unternehmen 
hierfür zu gewinnen. Seine Schlußfolgerung lautete, daß der Kommuna-
lisierungsgedanke sich erst dann durchsetze, wenn „die Straßenbah­
nen sich zu erfolgreichen, Dividenden abwerfenden Betrieben entwik-
kelt hatten, trotzdem aber die im Interesse des städtischen Verkehrs 
unbedingt von ihnen zu fordernden, jedoch vielleicht weniger profita­
blen Erweiterungen ihres alten Netzes ablehnten. Wie bei den Gas­
werken trieb auch hier die Unzulänglichkeit der privaten Unternehmung 
die Gemeinden häufig wider ihren Willen auf die Bahn der Verstadt-
lichung."32 

Im Jahre 1908 hatte die Stadt Berlin schließlich zwei Strecken im 
Norden fertiggestellt, die bis 1912 verlängert wurden. Im Süden er­
richtete sie bis 1913 drei Linien, so daß sie vor Kriegsausbruch über 
26,7km Strecken verfügte.3 3 Einen interventionistischen Rückzug 
brachte der Zustimmungsvertrag von 1911 zum Ausdruck. Die Stadt 
nutzte die Chance zum Erwerb des Streckennetzes der GBS nicht, son­
dern nahm deren Kompromißbereitschaft zum Anlaß für eine 
Konzessionsverlängerung. Mehrere Streitpunkte wurden in diesem 
Vertrag weitgehend geklärt. 

Dieses Auf und Ab der kommunalisierungsfreundlichen Stimmung 
war für viele Stadtvertretungen mit liberalen Mehrheiten typisch. In 
Berlin fand eine munizipalsozialistische Intervention im Straßenbahn­
sektor im Unterschied zu Köln, Düsseldorf und München zum einen 
aufgrund des bereits bestehenden großen Streckennetzes der GBS und 
der bis 1911 geltenden vertraglichen Bindungen keine konstante Mehr­
heit. Ein wirklicher Konkurrent konnten die städtischen Straßenbah­
nen nicht sein. Ein weiteres Hindernis war die administrative Zersplit­
terung des Ballungsraumes, die erst durch den Zweckverband im 
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Verkehrsbereich ansatzweise überwunden wurde. Darüber hinaus war 
die GBS wie in Paris eine wichtige kommunale Einnahmequelle, die 
keine Verwaltungskosten verursachte. Sie war zu einer Vielzahl von 
Abgaben, wie z.B. der Pflasterrente, Gemeindesteuern, Chausseegeld 
und Abgaben auf ihre Bruttoeinnahmen verpflichtet, die durch städti­
sche Einnahmen aus dem Stromverbrauch ergänzt wurden. 

Der preußische Staat intervenierte - wie am Beispiel der Stadt-
und Ringbahn deutlich wurde - stärker im Bereich der Daseinsvor­
sorge als die bürgerliche Dritte Republik. Darüber hinaus boten die 
staatlichen Eisenbahnen von 1891 an in Berlin einen Vororttarif an, 
der vielen das Pendeln zwischen Wohn- und Arbeitsort finanziell er­
möglichte.3 4 Auf Verbandsebene engagierten sich die seit 1872 im 
Verein für Sozialpolitik zusammengeschlossenen Kathedersozialisten 
gleichfalls stärker für sozialstaatliche Interventionen als das vergleichs­
weise mitgliederschwache „Musée social". Die Kathedersozialisten 
befürworteten einen munizipalsozialistischen Interventionskurs, der 
in der Berliner Stadtverordnetenversammlung jedoch keine Mehrheit 
fand.35 Lediglich der sozialliberale Flügel um Hugo Preuß setzte sich 
im Einklang mit der Sozialdemokratie für direkt leistende, soziale In­
terventionen ein.3 6 Unter dem Druck der Agglomerationsentwicklung 
und der erstarkenden Sozialdemokratie zeigten die liberalen Honora­
tioren zumindest seit den neunziger Jahren eine größere Bereitschaft, 
Leistungen im Bereich der Daseinsvorsorge zu erbringen. 

Die Klagen des Publikums galten, wie in Paris, bei Existenz einer 
Streckenanbindung hauptsächlich der Tarifgestaltung. Auch hier er­
hielt die Stadt- und Ringbahn für alle am Verhandlungsprozeß Betei­
ligten eine Modellfunktion. Sie bot allgemeine Ermäßigungen in Form 
von Monatskarten an.37 Da die Arbeiter den Betrag der Monatskarten 
nicht aufbringen konnten, waren für sie eher die Wochenkarten von 
Bedeutung. Das breite Angebot an Sondertarifen hatte zur Folge, daß 
die Einnahmen nicht einmal annähernd die Betriebskosten deckten. 

Die Straßenbahnen boten ebenfalls ein Zeitkartensystem an. Die 
Arbeiterwochenkarten wurden 1885 auf Drängen der Sozialdemokra­
tie in der Stadtverordnetenversammlung bei der GBS und anderen 
Vorortstraßenbahnen eingeführt.38 Soziale Motive hatte die Stadt­
vertretung auch bei der Durchsetzung der an bestimmte Tageszeiten -
wie die Morgen- und Mittagsstunden - gebundenen Sondertarife ver­
folgt. Die privatwirtschaftliche Hoch- und Untergrundbahn bot kaum 
Fahrpreisvergünstigungen an. Sie gab lediglich auf die Morgenstun­
den begrenzte, preislich ermäßigte Fahrkarten aus. Die Omnibusse 
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gewährten aus den gleichen Gründen wie in Paris keine Sondertarife. 
Während sich die Ziele und Instrumente der sozialen Tarifgestaltung 

in beiden Metropolen ähnelten, stand die Nahverkehrsgestaltung in 
Berlin in einem engeren Konnex zur Wohnungspolitik als in Paris. 
Bereits 1871 hatte der Architekt der Berlin-Görlitzer Eisenbahnge­
sellschaft, August Orth, in seiner Denkschrift zum Eisenbahnwesen 
den Schienennahverkehrsträgern eine wichtige Rolle für die Verbes­
serung der Arbeiterwohnverhältnisse zugeschrieben. Diese Sicht wur­
de von der Berliner Stadtvertretung übernommen.3 9 Die Stadt wurde 
zwar nicht siedlungspolitisch direkt aktiv, sie betrachtete vielmehr die 
privaten Terrain- und Baugesellschaften sowie die Verkehrsunterneh­
men als mittelbare Träger ihrer siedlungspolitischen Anliegen in den 
Randbezirken. Neben der Eisenbahn gingen siedlungspolitische Im­
pulse zur Entlastung des innerstädtischen Wohnungsmarktes vor al­
lem von der Stadt- und Ringbahn aus, die allerdings nicht nach einem 
siedlungsfördernden Konzept angelegt worden war. Diese staatlichen 
Verkehrsträger ermöglichten vielen Arbeitern das billigere Wohnen in 
den Vororten. Im Unterschied zu anderen deutschen Großstädten er­
füllte die Straßenbahn in Berlin aufgrund ihrer privatwirtschaftlichen 
Trägerschaft und des innenstadtzentrierten Streckennetzes keine be­
deutende siedlungspolitische Erschließungsfunktion. Nur in Einzel­
fällen belebten ihre Außenlinien die Bautätigkeit an der Peripherie. 
Demgegenüber wurde die Hoch- und Untergrundbahn im Westen und 
Südwesten Berlins in Kooperation mit Terraingesellschaften unter 
Raumerschließungsaspekten errichtet. 

Auch in Berlin scheiterte die Strategie der Stadtvertretung, die 
Schienennahverkehrsträger als Instrument zur Bewältigung der Arbei­
terwohnungskrise zu nutzen, an der Privatwirtschaftlichkeit beider 
Sektoren. Vielmehr zeichnete sich von Anbeginn an der Grundsatz ab, 
daß schnelle und billige Verkehrsmittel die Grundstückspreise und 
damit die Arbeiterwohnungsmieten erhöhten. Im sozialen Wohnungs­
bau engagierte sich die Stadtvertretung vor Kriegsausbruch nicht, sie 
hielt vielmehr an ihrem indirekten Interventionskurs fest. 

Strukturelle Vorgaben für das Streckennetz machte der von Stadt­
baurat Hobrecht im Auftrag des preußischen Handelsministeriums 
konzipierte Bebauungsplan, der 1862 in Kraft trat und bis 1919 mit 
einigen Abänderungen Gültigkeit behielt.40 Es handelte sich dabei um 
einen Erweiterungsentwurf, nicht um ein städtisches Gesamtkonzept 
wie im Falle Haussmanns. Sowohl Hobrecht als auch das preußische 
Fluchtliniengesetz vom Juli 1875, das den Kommunalbehörden die 
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Verantwortung für Bebauungspläne übertrug, räumten Verkehrsachsen 
in der Stadtgestaltung eine große Bedeutung ein. Dies erklärt die in­
frastrukturellen Ähnlichkeiten zwischen Berlin und Paris, die breiten 
Durchgangsstraßen und die großen Plätze. Das Straßensystem in gro­
ßen Teilen Alt-Berlins blieb hingegen eng. Die Straßen waren jedoch 
weniger verwinkelt als in Paris, was den Busverkehr im Zentrum er­
leichterte. 

In den siebziger Jahren sorgte die Stadtvertretung noch durch 
Straßenverbreiterungen und -durchbräche dafür, daß das Straßennetz 
in der Innenstadt den Anforderungen des Verkehrs entsprach. Im Zuge 
der Elektrifizierung nahm der Einsatz der Straßenbahnen so stark zu, 
daß es im Zusammenhang mit einem erhöhten Verkehrsaufkommen 
zu Verkehrsstaus kam. Die GBS bot Tunnelkonstruktionen im Zen­
trum zur Lösung des Problems an, die städtischerseits anfangs auf 
Ablehnung stießen. In Berlin erhielt die Straßenbahn jedoch nicht den 
Ruf eines Verkehrshindernisses, sondern war - angesichts des gering 
dimensionierten Streckennetzes der Hoch- und Untergrundbahn - ein 
Indikator moderner Urbanität. Zwar fehlte es nicht an Anregungen für 
Straßenführungen aus Stadtplanungskreisen, wie beispielsweise von 
Josef Stübben, dennoch entwickelte die Stadtvertretung bis zum Aus­
bruch des Ersten Weltkrieges kein Gesamtkonzept und scheute nicht 
zuletzt aus Kostengründen vor durchgreifenden Baumaßnahmen zu­
rück.4 1 

Das preußische Kleinbahngesetz sicherte der Stadt Vertretung in 
Fragen der Streckenführung von Schienenverkehrsträgern indirekt len­
kende Interventionskompetenzen zu. Hatte sich die Stadtvertretung 
bei ihren Entscheidungen zur Streckenführung bis zur Jahrhundert­
wende mehr oder weniger voluntaristisch an den Linienvorschlägen 
der Straßenbahnunternehmen und Bürger orientiert, so motivierten sie 
die Probleme der Verkehrsbewältigung zur Übernahme von wissen­
schaftlichen Planungskriterien, wie sie von den Verkehrsingenieuren 
R. Petersen und Blum entwickelt wurden.42 Weitere Impulse gab der 
Städtebauwettbewerb 1910.43 Während der Pariser Stadtrat mit dem 
Metrobau die Chance erhielt, ein geschlossenes Verkehrskonzept auf 
Grundlage verkehrspolitischer Erfahrungen und nach neuesten wis­
senschaftlichen Erkenntnissen zu entwickeln, vermochte die Berliner 
Stadtvertretung dies in weitaus eingeschränkterem Maße nur mittels 
der Hoch- und Untergrundbahn und dann in Kooperation mit den wohl­
habenden Vororten vorzunehmen. Lediglich für die in Ost-West-Rich­
tung verlaufende Hauptstrecke wurden im innerstädtischen Bereich 
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Untersuchungen zur sozioökonomischen Struktur des Einzugsgebie­
tes durchgeführt. Der Westteil und die Südlinien hatten Terrainer­
schließungsfunktion. Aufgrund ihrer unterschiedlichen Trägerschaft 
bildeten die „Stadtbahn" und die Hoch- und Untergrundbahn kein in­
tegriertes und flächendeckendes Schienennahverkehrsnetz. Staatliche 
und privatwirtschaftliche Sonderinteressen ließen sich angesichts ei­
ner interventionsschwachen Stadtvertretung schwer koordinieren. 

Hauptträger des Vorortverkehrs waren die staatlichen Stadt-, Ring-
und Vororteisenbahnen. Die Straßenbahnen hatten eine geringere Be­
deutung für die Vörortentwicklung. In Anbetracht der unzureichenden 
Nahverkehrsverbindungen und der polyzentrischen Vörortentwicklung, 
die dem Berufspendler die Bewältigung langer Strecken abverlangte, 
forderten Verkehrsexperten bereits Mitte der neunziger Jahre den Bau 
von Schnellbahnen. Für den Ausbau des Vörortnetzes legten erst die 
Preisträger des Wettbewerbs für einen Groß-Berliner Bebauungsplan 
ausgereifte Vorschläge vor. Die Umsetzung dieser Vorschläge wurde 
durch kommunale Sonderinteressen behindert. Angesichts der wach­
senden Nahverkehrsprobleme machten einige Gemeinden 1905 einen 
Vorstoß zur Gründung eines Verkehrsverbandes, der die Zustimmungs­
verträge und die Betriebsleistung der Nahverkehrsunternehmen koor­
dinieren und gemeinsame Kriterien für die Transportleistung erarbei­
ten sollte. Dieser Kooperationsvorstoß scheiterte an den Sonderinter­
essen der Gemeinden. Erst der 1912 gebildete Zweckverband vermoch­
te diese Koordinationsaufgabe mit Ausnahme der staatlichen Schienen­
nahverkehrsträger zu übernehmen.4 4 

4. Gemeinsamkeiten und Unterschiede kommunaler 
Nahverkehrsinterventionen 

Der Vergleich der nahverkehrspolitischen Konflikte und kommunalen 
Interventionen gelangt zu einer abgestuften Bilanz. Es dominieren 
strukturelle Gemeinsamkeiten auf Konflikt- und Interventionsebene. 
Die Unterschiede liegen in den Interventionsinstrumenten. Zum einen 
ähneln sich die verkehrswirtschaftlichen Konflikte und die öffentli­
chen Dienstleistungsinteressen der Stadtvertretungen. Dieses gilt auch 
für die Etappen der kommunalen Intervention von der Konzessionie­
rung an Privatunternehmen bis hin zur Präzisierung und Erweiterung 
gemeinwirtschaftlicher Auflagen. Gemeinsamkeiten weisen auch die 
Bemühungen und Instrumente im Bereich der sozialen Tarifgestaltung 
und das Scheitern der Strategie auf, die Arbeiterwohnungsfrage mit 
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Hilfe des öffentlichen Nahverkehrs zu lösen. 
In Reaktion auf die Leistungsdefizite des jeweiligen privatwirt­

schaftlichen Monopolunternehmens entwickelten die Stadtvertretungen 
drei verkehrswirtschaftliche Interventionsstrategien, die sie sukzessi­
ve oder parallel einsetzten. Die erste Antwort beinhaltete die Schaf­
fung einer Konkurrenz auf gleicher Verkehrsträgerebene, von der man 
sich ein wirksames Gegengewicht gegen das Monopolunternehmen 
versprach. Hier machten sie die für alle kommunalen Infrastruktur­
bereiche gültige Erfahrung, die der sozialdemokratische Kommunal­
experte Lindemann 1907 folgendermaßen umschrieb: „Die Versuche, 
das Monopol durch die Schaffung von Konkurrenz zu bekämpfen, sind 
daher auch überall gescheitert, weil die Konkurrenz nur eine beschränk­
te sein konnte. Überall hat die Geschichte der privaten Unternehmun­
gen bewiesen, daß private, über den handwerksmäßigen Betrieb hin­
ausgehende Erwerbsgesellschaften, die die gleiche Ware herstellen und 
vertreiben, und für den Betrieb dieser Ware auf das gleiche, lokal eng 
begrenzte Gebiet angewiesen sind, nach einer Zeit der Konkurrenz, in 
der von ihnen der Versuch gemacht wird, die Gegner niederzu-
konkurrieren, zu der Erkenntnis kommen müssen, daß es für sie vor­
teilhafter ist, die Konkurrenz durch Übereinkommen zu ersetzen, und 
die bisher auf die gegenseitige Bekämpfung verwendeten Kräfte für 
die planmäßige gemeinschaftliche Ausbeutung der Konsumenten nutz­
bar zu machen. Kein Gesetz wird imstande sein, eine derartige Über­
einkunft der privaten Gesellschaften zu verhindern. Sie werden stets 
Mittel und Wege finden, auf irgend eine Weise ihr Ziel zu erreichen."45 

Die zweite Strategie umfaßte die Erweiterung der indirekt-regulieren-
den Interventionsformen. Die dritte Antwort beinhaltete die direkt lei­
stende Intervention in Form eines kommunalen Nahverkehrsunter­
nehmens. 

Im Nahverkehrsbereich wurden beide Städte kein nationales und 
internationales Modell munizipalsozialistischer Intervention.46 Paris 
baute zwar die Metro auf eigene Kosten, verpachtete die Betriebsfüh­
rung jedoch unter strengen Leistungsauflagen an eine Privatgesell­
schaft. Berlin errichtete lediglich wenige Straßenbahnlinien. Gemein­
sam war beiden Stadtvertretungen die Scheu vor den Kosten einer 
Ausweitung ihres Verwaltungsapparates, den wirtschaftlichen Risiken 
eines kommunalen Unternehmens sowie der damit einhergehende 
Verzicht auf die geringe Verwaltungskosten aufwerfenden Steuerein­
nahmen. 

Paris verfügte mit dem Verwaltungsapparat der Seinepräfektur, ei-
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ner zunehmend linksbürgerlichen Regierung, seiner nationalen 
Repräsentationsfunktion und einem nach demokratischem Männer­
wahlrecht gewählten, konfliktbereiten Stadtrat über günstigere Aus­
gangsbedingungen für die Erweiterung seiner Interventionskom­
petenzen in einem für die urbane Funktionalität bedeutsamen Infra­
strukturbereich. Das Verhältnis zwischen der CGO, die zwei Verkehrs­
träger besaß und bis Anfang der neunziger Jahre die Sympathien staat­
licher Instanzen genoß, und dem Stadtrat war polarisierter als in Ber­
lin. Erst unter dem Konkurrenzdruck der Metro war das Monopol­
unternehmen zur Kooperation mit der Stadtvertretung bereit. Im 
Nahverkehrswesen dominierte die indirekt-regulierende Intervention, 
nicht zuletzt infolge staatlichen Regieverbotes. Letzlich war der Stadtrat 
interventionsbereiter als es das liberalwirtschaftliche Credo der Drit­
ten Republik und des seit der Jahrhundertwende mehrheitlich konser­
vativ bis gemäßigt-republikanischen Stadtrates annehmen läßt. 

In Berlin erschwerten die administrativen Rahmenbedingungen und 
die administrative Zersplitterung des Ballungsraumes eine lineare 
Ausweitung kommunaler Intervention im Sinne des Munizipalso­
zialismus. Darüber hinaus war die liberale Honoratiorenmehrheit in 
der Stadtvertretung gegenüber dem Straßenbahnmonopol wie auch den 
staatlichen Instanzen weniger konfliktbereit. Letztlich waren die Be­
ziehungen zur GBS weniger polarisiert, war die Kompromißbereit­
schaft auf beiden Seiten größerund der infrastrukturelle Problemdruck 
geringer. Die Bereitschaft zur direkt leistenden Intervention und de­
ren staatliche Akzeptanz war größer, es dominierte jedoch gleichfalls 
die sukzessiv erweiterte, indirekt-regulierende Intervention. 

Die Maßnahmen der Stadtvertretungen machen deutlich, daß meh­
rere Entwicklungsrichtungen eingeschlagen wurden. Weder fand eine 
stringente Interventionserweiterung statt noch gab es ein striktes Fest­
halten an privatwirtschaftlicher Trägerschaft. Die Antworten der Stadt­
vertretungen blieben bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges im 
Nahverkehrsbereich tastend und schwankend. 
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